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entscheiden k�nnen, wobei er die Einhaltung der Anforderungen zur

Gew�hrung weder wirksam festlegen noch sanktionieren kann.

Zudem bleibt den betroffenen Unternehmen die M�glichkeit erhal-

ten, die vom Gesetzgeber als sch�dlich erachteten Verg�tungssysteme

gleichsam mittels eines Systemwechsels durch die Hintert�r aufrecht-

zuerhalten. Gerade die Tatsache, dass die Grundverg�tung nicht von

§ 5 II Nr. 3 FMStFV erfasst wird, da sie vom Eingehen von Risiken

und von kurzfristigen Zielen unabh�ngig ist, er�ffnet den Finanzinsti-

tuten hier einen Gestaltungsspielraum. Diesem ist eine Missbrauchs-

gefahr immanent, so z.B. wenn vordergr�ndig unter Berufung auf die

Wettbewerbsf�higkeit der Geh�lter, eine Umverteilung der variablen

Verg�tungsbestandteile durch Erh�hung der Festverg�tung stattfin-

det. Es �ndert sich allein die Nomenklatur: die variable Verg�tung,

die zuvor garantiert war, geht auf im Festgehalt. Hierdurch wird wie-

derum einer Gesch�ftspolitik Vorschub geleistet, Risiken einzugehen,

um die nunmehr erh�hte Festverg�tung – nebst Unternehmensge-

winnen – erwirtschaften zu k�nnen.

III. Fazit

Die aktuelle Gesetzeslage l�sst kein in sich schl�ssiges System zur Re-

gelung variabler Verg�tungssysteme in der Finanzbranche erkennen.

Die Regelungen sind großteils unbestimmt und greifen nicht wider-

spruchsfrei ineinander. Dies gilt insbesondere, wo unterschiedliche

Rechtsgebiete sich �berschneiden. Das geltende Gesetzesrecht er�ffnet

mit FMStFG und FMStFV keine Rechtsgrundlage, um wirksam die

vom Gesetzgeber als notwendig erachteten Korrekturen der variablen

Verg�tungssysteme vornehmen zu k�nnen.

Demgegen�ber sehen sich die Finanzinstitute dem Druck ausgesetzt,

trotz der unklaren Rechtslage ihre Verg�tungssysteme bzw. Vertrags-

werke anzupassen. Denn auch wenn das Regelungssystem in sich un-

stimmig erscheint, ist der gesetzgeberische Wille doch klar erkennbar,

dass sich Verg�tungssysteme zuk�nftig am Risiko- und Nachhaltig-

keitsgedanken orientieren m�ssen.

// Autorh
Oliver Deeg ist seit 2009 im Arbeitsrechtsteam von Dr.
Knut M�ller Rechtsanw�lte Kanzlei f�r Arbeitsrecht t�-
tig. Die Kanzlei z�hlt zu den von JUVE bundesweit emp-
fohlenen Spezialkanzleien f�r Arbeitsrecht. Der T�tig-
keitsschwerpunkt von Herrn Deeg liegt in der laufenden
Arbeitgeberberatung, insbesondere im Bereich des Be-
triebsverfassungsrechts.

Nadja Roß-Kirsch, RAin

Steigende Renteneintrittsalter in Europa –
Herausforderung f�r Personalverantwortliche

Diskussionen um steigende gesetzliche Renteneintrittsalter in Europa

stellen Personalverantwortliche vor vielf�ltige Herausforderungen im

Zusammenhang mit einer damit vielfach verbundenen immer �lter wer-

denden Belegschaft. Darunter auch, ob Arbeitnehmer bei Erreichen des

Renteneintrittsalters in Ruhestand versetzt werden k�nnen, falls eine

entsprechende Vereinbarung besteht. Dies wurde in einer aktuellen

Entscheidung des Europ�ischen Gerichtshofs (Urteil vom 12.10.2010 – C-

45/09 – Rosenbladt; vgl. dazu auch Berg/Natzel in BB 2010, 2885) mit

Bezug auf eine tarifvertragliche Regelung unter gewissen Vorausset-

zungen als gerechtfertigt angesehen.

I. Entscheidung des EuGH zur Beendigung
von Arbeitsverh�ltnissen bei Erreichen
des Renteneintrittsalters

In seinem Urteil vom 12.10.2010 (C-45/09; Rosenbladt) stellt der

EuGH zun�chst klar, dass eine Klausel, nach der das Arbeitsverh�ltnis

automatisch endet, wenn der Besch�ftigte das Rentenalter erreicht,

eine unmittelbar auf dem Alter beruhende Ungleichbehandlung dar-

stellt. Der EuGH hat weiter gepr�ft, ob diese Ungleichbehandlung als

gerechtfertigt angesehen werden kann. Dazu stellt der EuGH fest, dass

mit einer solchen Klausel keine zwingende Regelung des Eintritts in

den Ruhestand eingef�hrt wird, sondern dass sie eine Art und Weise

der Beendigung des Arbeitsverh�ltnisses wegen Erreichens des Ren-

tenalters unabh�ngig von einer K�ndigung zum Inhalt hat. Hinsicht-

lich des mit der Regelung verfolgten Ziels f�hrt der EuGH aus, dass

der in Frage stehende Mechanismus auf einem Ausgleich zwischen

politischen, wirtschaftlichen, sozialen, demografischen und/oder

haushaltsbezogenen Erw�gungen beruht und von der Entscheidung

abh�ngt, die Lebensarbeitszeit der Arbeitnehmer zu verl�ngern oder,

im Gegenteil, deren fr�heren Eintritt in den Ruhestand vorzusehen.

Der EuGH weist darauf hin, dass derartige Klauseln �ber die automa-

tische Beendigung von Arbeitsverh�ltnissen seit Langem Teil des Ar-

beitsrechts zahlreicher Mitgliedstaaten und in den Beziehungen des

Arbeitslebens weithin �blich sind. Da sie den Arbeitnehmern eine ge-

wisse Stabilit�t der Besch�ftigung bieten und langfristig einen vorher-

sehbaren Eintritt in den Ruhestand verheißen, w�hrend sie gleichzei-

tig den Arbeitgebern eine gewisse Flexibilit�t in ihrer Personalplanung

bieten, sind diese Klauseln �ber die automatische Beendigung von Ar-

beitsverh�ltnissen Niederschlag eines Ausgleichs zwischen divergie-

renden, aber rechtm�ßigen Interessen, der sich in einen komplexen

Kontext von Beziehungen des Arbeitslebens einf�gt und eng mit poli-
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tischen Entscheidungen im Bereich Ruhestand und Besch�ftigung

verkn�pft ist. Diese Ziele sind grunds�tzlich als solche anzusehen, die

eine von den Mitgliedstaaten vorgesehene Ungleichbehandlung wegen

des Alters1 als „objektiv und angemessen“ erscheinen lassen und „im

Rahmen des nationalen Rechts“ rechtfertigen.

Dem Urteil des EuGH zufolge erscheint es daher nicht unvern�nftig,

wenn die Stellen eines Mitgliedstaats oder die Sozialpartner in diesem

Staat annehmen, dass solche Klauseln �ber die automatische Beendi-

gung von Arbeitsverh�ltnissen angemessen und erforderlich sein k�n-

nen, um diese legitimen Ziele zu erreichen. Der EuGH weist insoweit

darauf hin, dass die im Fall anwendbare Klausel zum einen nicht nur

auf ein bestimmtes Alter abstellt, sondern auch den Umstand ber�ck-

sichtigt, dass den Betroffenen am Ende ihrer beruflichen Laufbahn

ein finanzieller Ausgleich in Gestalt einer Altersrente zugutekommt,

und zum anderen die Arbeitgeber nicht zur einseitigen Beendigung

des Arbeitsverh�ltnisses erm�chtigt. �berdies er�ffnet die tarifvertrag-

liche Grundlage die M�glichkeit, von diesem Mechanismus mit nicht

unerheblicher Flexibilit�t Gebrauch zu machen, so dass die Sozial-

partner die Gesamtlage des Arbeitsmarkts und die speziellen Merk-

male der jeweiligen Besch�ftigungsverh�ltnisse ber�cksichtigen k�n-

nen. Die fragliche deutsche Regelung enth�lt zudem eine zus�tzliche

Beschr�nkung, da sie die Arbeitgeber dazu verpflichtet, die Zustim-

mung der Arbeitnehmer zu jeder Klausel einzuholen oder sich best�-

tigen zu lassen, nach der das Arbeitsverh�ltnis automatisch endet,

wenn der Besch�ftigte ein Alter erreicht hat, in dem er eine Rente be-

antragen kann, das aber unter der Regelaltersgrenze liegt.

Schließlich betont der EuGH, dass nach dem deutschen Recht einer

Person, die nach Erreichen des Rentenalters eine Berufst�tigkeit fort-

f�hren m�chte, eine Besch�ftigung nicht aus einem Grund verweigert

werden darf, der mit ihrem Alter zusammenh�ngt.

II. Europaweite Diskussion zur Anhebung
des Renteneintrittsalters

Die demografische Entwicklung durch die einerseits gestiegene Le-

benserwartung und den Geburtenr�ckgang andererseits f�hrt dazu,

dass die Finanzierung der Altersrenten neu organisiert werden muss,

um auf diese Entwicklung zu reagieren. Daher h�lt es die EU f�r er-

forderlich, das Renteneintrittsalter zu erh�hen. Mit ihrem Gr�nbuch2

will sie die Debatte �ber Rentenfinanzen anregen. Derzeit gehen EU-

B�rger im Durchschnitt mit 61,4 Jahren in Rente3. Das gesetzliche

Renteneintrittsalter in Deutschland betr�gt aktuell noch 65 Jahre, ab

2012 wird das Renteneintrittsalter schrittweise angehoben, zun�chst

zw�lf Jahre lang um jeweils einen Monat pro Jahr, danach um zwei

Monate pro Jahr. Ab dem Jahr 2029 gilt dann das Renteneintrittsalter

von 67 Jahren. Wer mindestens 45 Jahre lang Pflichtbeitr�ge in die

Rentenversicherung eingezahlt hat, kann allerdings weiterhin mit 65

Jahren abschlagsfrei in Rente gehen.

Frankreich, wo derzeit Arbeitnehmer bereits mit 60 Jahren in den Ru-

hestand gehen k�nnen, will den Kollaps seines Rentensystems mit h�-

heren Steuern f�r Spitzenverdiener und einer Anhebung des Renten-

eintrittsalters verhindern. Die Regierung stellte Eckpunkte der geplan-

ten Rentenreform vor, �ber die sie drei Monate lang mit den Gewerk-

schaften beraten hatte. Im Zentrum der Debatten steht die Erh�hung

des Renteneintrittsalters bis 2018 um zwei Jahre auf 62. Neben der

schrittweisen Erh�hung des Renteneintrittsalters bis zum Jahr 2018

sieht die Reform unter anderem auch eine l�ngere Beitragszeit vor.

Weitere L�nder wie Spanien und Griechenland diskutieren gleichfalls

eine Anhebung des Renteneintrittsalters4.

III. Geplante Rechts�nderungen in
Großbritannien

Nach Pl�nen der konservativ-liberalen Regierung wird am 1.10.2011

im Vereinigten K�nigreich das Default Retirement Age (DRA) von 65

Jahren f�r Arbeitnehmer5 im privaten und �ffentlichen Sektor aufge-

hoben. Die �bergangsphase zur Abschaffung beginnt mit dem

6.4.2011. Danach wird es f�r Arbeitgeber nicht mehr m�glich sein,

einen Arbeitnehmer zwangsweise bei Erreichen des 66. Lebensjahres

zu pensionieren6. Bei der Gesetzes�nderung handelt es sich um eine

Umsetzung aus den Employment Equality (Age) Regulations, die kor-

respondierend zur beabsichtigten Erh�hung des gesetzlichen Renten-

eintrittsalters (State Pension Age) auf 66 Jahre erfolgt. Durch die Ab-

schaffung des DRA wird es in Zukunft nur m�glich sein, einen Ar-

beitnehmer, egal welchen Alters, aufgrund der im Employment Rights

Act 1996 festgelegten Ursachen zu entlassen. Diese sind Eignung, Ver-

halten, betriebliche Gr�nde, rechtswidrige Handlungen und „andere

erhebliche Gr�nde“. Eine lediglich aus Altersgr�nden erfolgende Ent-

lassung kann dann durch den Entlassenen aus diskriminierenden

Gr�nden angefochten werden und infolge eines Gerichtsverfahrens zu

erheblichen Schadensersatzanspr�chen aufgrund ungerechtfertigter

Entlassung f�hren. Demzufolge kann eine Aufl�sung des Arbeitsver-

trages nur noch einvernehmlich mit dem Arbeitnehmer erfolgen, es

sei denn, dieser entscheidet selbst, das Arbeitsverh�ltnis nach den ver-

einbarten Bedingungen zu beenden und in den Ruhestand zu gehen.

Vertragliche Vereinbarungen, die eine Pensionierung aus Altersgr�n-

den zu einer bestimmten Zeit vorsehen, sind schon jetzt unwirksam

und sollten zuk�nftig wegen des Risikos von Klagen wegen Altersdis-

kriminierung vermieden werden. Eine Entlassung, die aufgrund einer

solchen Vereinbarung erfolgt, wird im Klagefall regelm�ßig wie eine

ungerechtfertigte behandelt werden.

Weiterhin wird es allerdings die M�glichkeit geben „Employer Justified

Retirement Ages (EJRAs)“ einzurichten. Dies bedeutet, dass der Ar-

beitgeber bei objektiver Rechtfertigung selbst ein Alter zur zwangs-

weisen Pensionierung f�r seine Angestellten festlegen kann, wenn dies

in verh�ltnism�ßiger Weise zur Erreichung eines legitimen Zweckes

dient. Dabei muss das legitime Ziel wie die Erhaltung der Gesundheit

und Sicherheit des Arbeitnehmers, das Sicherstellen der Effizienz oder

der Erf�llung spezieller Anforderungen der zu leistenden Arbeit ge-

gen�ber dem Aspekt der Altersdiskriminierung klar �berwiegen und

es d�rfen außerdem keine angemessenen und weniger diskriminie-

renden Wege als die Entlassung zur Erreichung dieses Ziels bestehen.
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1 I. S. der Richtlinie 2000/78.
2 Gr�nbuch Angemessene, nachhaltige und sichere Pensions- und Rentensystem in Europa, KOM (2010)

365 endg�ltig.
3 Zu Ruhestandseinkommen und Renteneintrittsalter vgl. B�rsch-Supan/Wilke, in: B�rsch-Supan u. a.

(Hrsg.) 50 plus in Deutschland und in Europa, Aus der Reihe: Alter(n) und Gesellschaft, Bd. 19, 2009,
S. 11 ff.

4 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 28.5.2010.
5 Von dieser Neuregelung sind nur Arbeitnehmer im Sinne von s. 230(1) des EmploymentRightsAct 1996,

also solche, die in einem Angestelltenverh�ltnis arbeiten, betroffen sind. Die Situation f�r Amtstr�ger,
beteiligte Partner, freie Mitarbeiter und Arbeitnehmer in Branchen, die gesetzliche Altersgrenzen be-
inhalten, bleibt dagegen unver�ndert.

6 In der Zeit zwischen dem 6.4. und dem 1.10.2011 k�nnen nur noch Arbeitnehmer, die nach bisherigem
Recht behandelt wurden, zwangsweise in den Ruhestand versetzt werden. Sie m�ssen daf�r vor dem
1.10. das 66. Lebensjahr erreicht haben und bereits vor dem 6.4.2011 von ihrer bevorstehenden Pensio-
nierung benachrichtigt worden sein.
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IV. Konsequenzen

Die bereits erlassenen oder geplanten Regelungen zur Anhebung des

Renteneintrittsalters in Europa sowie die Rechtsprechung des EuGH

geben zum einen Anlass, Arbeitsvertr�ge darauf zu �berpr�fen, ob sie

zul�ssige Klauseln zum automatischen Ausscheiden bei Erreichen des

Renteneintrittsalters vorsehen. Falls sie an fr�her geltende Altersgren-

zen ankn�pfen, sind diese gegebenenfalls im Einvernehmen mit den

betroffenen Arbeitnehmern anzupassen. An Streichung der Klauseln

ist zu denken, sofern wie in Großbritannien rechtliche Hindernisse

aufgrund ge�nderter gesetzlicher Vorgaben an einer entsprechenden

Vereinbarung bestehen.

Neben der �berpr�fung der Vertragsgrundlagen stellen sich jedoch wei-

tere Aufgaben: �ltere Mitarbeiter sind aufgrund ihrer Erfahrung vielfach

sehr wertvoll f�r das Unternehmen. Gleichzeitig gilt es, deren Motivati-

on weiter aufrechtzuerhalten, gerade wenn bereits der unternehmensin-

terne Karriereweg ausgesch�pft wurde oder Aufgaben seit vielen Jahren

routinem�ßig erledigt werden. Kommt es n�mlich zu einem dauerhaften

Leistungsabfall („lowperformance“), ist zu bedenken, dass eine Beendi-

gung des Arbeitsverh�ltnisses wie in jedem Fall und hier ganz besonders

das letzte Mittel sein sollte. Daf�r sprechen aus Sicht des Arbeitgebers

schließlich auch wirtschaftliche Erw�gungen, da eine K�ndigung oder

die Vereinbarung eines Aufhebungsvertrages im Fall von �lteren Arbeit-

nehmern europaweit oft mit sehr hohen Trennungskosten verbunden

ist. Neben der Abfindungszahlung, die aufgrund der l�ngeren Betriebs-

zugeh�rigkeit bzw. unter Ber�cksichtigung des Lebensalters steigen

kann, sehen einige L�nder auch zus�tzliche Leistungen vor.

In Belgien etwa hat der Arbeitgeber eine „�berbr�ckungspension“ in

H�he der H�lfte der Differenz zwischen Arbeitslosengeld und zuletzt

verdientem Gehalt bis zum Erreichen des Renteneintrittsalters zu leis-

ten, sofern der Arbeitnehmer nicht im unmittelbaren Anschluss an

das beendete Arbeitsverh�ltnis eine neue Anstellung findet. In Frank-

reich steht Arbeitnehmern auch bei freiwilligen Ausscheiden in den

Ruhestand ein Anspruch auf eine basisvertraglich oder gesetzlich vor-

gesehene Abfindung zu.

Ein weiteres Augenmerk ist in der Personalarbeit bei einem k�nftigen

Anstieg �lterer Arbeitnehmer darauf zu richten, dass Diskriminierun-

gen aufgrund des Alters konsequent vermieden werden. Dies beginnt

bei der Einstellungspraxis und reicht von der Gew�hrleistung eines

diskriminierungsfreien Arbeitsumfeldes, der Gew�hrung von M�g-

lichkeiten zu beruflicher Weiterbildung, der Ber�cksichtigung bei Be-

f�rderung bis hin zur Vermeidung von Diskriminierung im K�ndi-

gungs-/Trennungsfall. Zusammenfassend ist festzustellen, dass die

Anhebung des Renteneintrittsalters nicht nur ein Thema der gesell-

schaftlichen Diskussion, Politik und Rentenversicherung ist, sondern

auch Personalverantwortliche in Zukunft vielf�ltig fordern wird. Eng

verkn�pft damit ist stets die Ber�cksichtigung einer Reihe rechtlicher

Fragen.

// Autorinh
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LEITS�TZE

1. Die Ber�cksichtigung anderweitiger Bez�ge bei der Berechnung der

betrieblichen Altersversorgung darf nicht zur unverh�ltnism�ßigen

wirtschaftlichen Entwertung dieser Bez�ge f�hren.

2. Keine unverh�ltnism�ßige wirtschaftliche Entwertung liegt vor,

wenn eine Witwenrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung auf

eine Hinterbliebenenrente angerechnet wird, die auf dem Ableben

derjenigen Person beruht, deren Versterben den Anspruch auf Wit-

wenrente ausgel�st hat. Demgegen�ber darf die Ber�cksichtigung ei-

ner eigenen Altersrente der hinterbliebenen Person lediglich zu einer

wirtschaftlichen Entwertung der Altersrente um bis zu 80 % f�hren.

3. Betriebsvereinbarungen sind insoweit unwirksam, als sie die Grenze

der zul�ssigen wirtschaftlichen Entwertung �berschreiten.

BetrAVG §§ 5, 2; BetrVG § 75; GG Art. 6

SACHVERHALT
Die Parteien streiten dar�ber, ob ein Witwergeld, das der Kl�ger aufgrund

des Todes seiner Ehefrau nach Beamtenversorgungsrecht erh�lt, zur K�r-

zung seiner betrieblichen Altersversorgung f�hren darf. Der Kl�ger ist am

6.4.1929 geboren. Er war vom 1.1.1964 bis zum 30.6.1994 bei der Beklag-

ten besch�ftigt. Seit dem 1.7.1994 bezieht er eine betriebliche Altersver-

sorgung auf der Grundlage der als Gesamtbetriebsvereinbarung abge-

schlossenen „Richtlinien vom 9.2.1989 f�r die Ruhegeld- und Hinterblie-

benenversorgung der Rheinisch-Westf�lischen Elektrizit�tswerk Aktienge-

sellschaft, Essen“ (hiernach: RL 89).

Diese lauten auszugsweise wie folgt: „Pr�ambel Durch die Neuregelung

der Ruhegeldrichtlinien f�r die Mitarbeiter, die vor dem 1.4.1986 schon

im Unternehmen besch�ftigt waren, sollen die wirtschaftliche Belastung

des Unternehmens verringert und die k�nftige Belastung kalkulierbar

gemacht werden. Dies soll insbesondere erreicht werden durch: Abbau

der �berversorgung, Ausgleich der seit 1966 eingetretenen und nicht in

den Risikobereich des Unternehmens fallenden Mehrbelastungen, Be-

grenzung des Risikos des Unternehmens aus der Gesamtversorgung f�r




